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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Dass die Arbeitsplätze in der Bundesverwaltung mit neuer Software ausgerüstet
werden sollen, war auch im Nationalrat unbestritten. Neo-Finanzminister Ueli Maurer
wies darauf hin, dass mit der neuen Betriebssoftware die Performance der
bestehenden Hardware besser genutzt und die zunehmenden Mobilitätsanforderungen
erfüllt werden könnten. Fachlich und wirtschaftlich sei die Beschaffung von Windows 10
vertretbar. Ein Umstieg auf eine andere Software würde einen hohen Mehraufwand
bedeuten – wie schon ihre Schwesterkommission hatte auch die Finanzkommission des
Nationalrates (FK-NR) die Suche nach Alternativen zu Microsoft angemahnt. Das Projekt
wird aufgrund der Grösse des personellen Ressourcenbedarfs, seiner Komplexität und
der Risiken als IKT-Schlüsselprojekt geführt werden, was ein Controlling und eine
Prüfung durch die Eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) bedingt. Mit 178 zu 1 Stimme bei
einer Enthaltung löste die grosse Kammer die Ausgabenbremse und mit 181 zu 1 Stimme
bei einer Enthaltung hiess sie den Bundesbeschluss über einen Verpflichtungskredit
von CHF 70 Mio. gut. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.03.2016
MARC BÜHLMANN

Weil sowohl bei Agroscope als auch beim Bundesamt für Wohnungswesen (BWO) eine
Rezentralisierung zur Debatte gestanden habe, habe sich die FK-NR über die Preise für
die Mieten dieser dezentralen Verwaltungseinheiten erkundigt und herausgefunden,
dass diese weit über den ortsüblich verlangten Mieten lagen. Das Bundesamt für Bauten
und Logistik (BBL) verlange als Vermieterin für das BWO 2.5 Mal höhere Mietpreise als
dies in Grenchen, dem dezentralen Standort des BWO, üblich sei. Dies lasse die Frage
aufkommen, ob die Vorteile der Dezentralisierung aus finanzpolitischer Optik wirklich
genutzt würden, erklärte Thomas Egger (csp, VS) als Sprecher der Finanzkommission für
deren Vorstoss für ortsübliche Bau- und Mietpreise für Verwaltungseinheiten. Die
Strategie der Dezentralisierung und die Schaffung von Arbeitsplätzen ausserhalb von
Bern werde mit überhöhten Mieten unterlaufen, die Attraktivität der dezentralen
Standorte gemindert und nicht zuletzt die Rechnung des Bundes unnötig aufgebläht.
Die Motion fordere den Bundesrat deshalb auf, die Praxis für die Berechnung der
Mietpreise so anzupassen, dass diese den an den Standorten üblichen Preisen
entsprechen.
Finanzminister Ueli Maurer versuchte vergeblich, dem Rat seine Argumente für eine
Ablehnung des Vorstosses schmackhaft zu machen. Man müsse sich bewusst sein, dass
der Bund ein Kostenmodell habe, also intern Kosten umlagere. Beim BWO sei dies der
Fall, weil das Gebäude eigentlich für mehr Personen konzipiert gewesen sei, als jetzt
darin beschäftigt seien. Die nicht belegten Arbeitsplätze könnten aber nicht vermietet
werden, was Kosten verursache, die irgendwo verrechnet werden müssten. Man
berechne Preise, die schweizweit ausgeglichen seien, und es gebe einige Beispiele für
dezentralisierte Einheiten (das BfS in Neuenburg, das Bakom in Biel), die weniger als die
durchschnittlichen Mietkosten verursachten. Ueli Maurer erinnerte auch daran, dass es
bei 2'600 Bauten im BBL und rund 26'000 Objekten der Armee schwierig sei, jeden Tag
für jedes Objekt die optimale Lösung zu finden. Im Grossen und Ganzen funktioniere
man aber «vernünftig, kostengünstig und effizient». Die Motion betreffe einen
Spezialfall und verhindere den Optimierungsprozess eher, als sie ihn fördere. Der
Nationalrat war jedoch anderer Meinung und wies die Motion mit 178 gegen 3 Stimmen
(2 Enthaltungen) an den Ständerat weiter. 2

MOTION
DATUM: 13.03.2019
MARC BÜHLMANN

Auch der Ständerat war der Meinung, dass der Bund bei der Berechnung der Mieten von
dezentralen Verwaltungseinheiten die ortsüblichen Preise berücksichtigen muss, um
nicht durch eine künstliche Erhöhung der Mietkosten die Attraktivität der Standorte zu
mindern und die Idee der Dezentralisierung zu torpedieren. Mit 8 zu 1 Stimmen hatte
die FK-SR empfohlen, es dem Nationalrat gleich zu tun. Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG)
wies in der kurzen ständerätlichen Diskussion auf das Problem «Agroscope» hin, bei
dem man ja noch mit dem Bundesrat ringe. Mit den überhöhten Baupreisen werde
gerade auch der Standort Tänikon im von ihr vertretenen Kanton Thurgau gegenüber
Standorten mit günstigeren Mietzinsen geschwächt. Mit 22 zu 7 Stimmen hiess auch die
kleine Kammer das Anliegen der FK-NR gut. Wie schon im Nationalrat wies

MOTION
DATUM: 18.09.2019
MARC BÜHLMANN
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Finanzminister Ueli Maurer vergeblich darauf hin, dass die Annahme dieser Motion
Kosten verursachen würde, weil einige Liegenschaften nicht auf dem Markt stünden,
sondern dem Bund gehörten, und daher eben nicht zu den deutlich tieferen,
ortsüblichen Preisen abgerechnet werden könnten, ohne Verluste einzufahren. Diese
Kosten müssten eben überwälzt werden, wenn nicht auf die Mieter, dann wohl auf die
Bundesverwaltung. Die Motion sei deshalb nicht zielführend. 3

Sie stelle sich nicht gegen den Antrag des Bundesrats, ihre eigene Motion zur
Berücksichtigung ortsüblicher Mietpreise für dezentrale Verwaltungseinheiten
abzuschreiben, teilte die FK-NR in einem Medienbericht mit. Der Bundesrat hatte die
Abschreibung in einem Bericht damit begründet, dass die Mietpreise der dezentralen
Standorte in den meisten Fällen gar unter den marktüblichen Preisen liegen würden.
Zudem werde das Modell der Mietkostenverrechnung in den kommenden Jahren
angepasst. Der Nationalrat schrieb die Motion in der Frühjahrssession 2022
stillschweigend ab. Der Ständerat folgte ihm in der darauffolgenden Sommersession
nach kurzer Debatte, in der Finanzminister Ueli Maurer den Regierungsbericht kurz
erläuterte. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.06.2022
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftsordnung

La révision totale de la loi sur les marchés publics a donné lieu à un débat fleuve de
plus de 8 heures au Conseil national. La chambre du peuple a ainsi apporté de
nombreuses modifications au projet soumis par le Conseil fédéral. Tout d’abord, la
thématique sensible de la transparence a été abordée. Les parlementaires ont
maintenu le droit d’accès public aux documents officiels lors d’une procédure
d’adjudication. Ils ont aussi maintenu le droit de regard sur les marchés publics de plus
de 1 million de francs adjugé de gré à gré. Le Conseil national s’est donc aligné sur sa
commission de l’économie et des redevances (CER-CN) et s’est opposé à la volonté du
Conseil fédéral. Ensuite, les critères d’adjudication ont été renforcés. Qualité, prix,
durabilité, plausibilité de l’offre et fiabilité du prix régiront désormais les choix lors
d’une adjudication. Les Verts ont notamment salué l’inclusion de la durabilité comme
critère. De plus, l’UDC a imposé la prise en compte des différences de niveaux de prix
dans les pays où la prestation est réalisée. Puis, toujours contre la volonté du Conseil
fédéral, l’adjudicateur aura la charge de demander des informations supplémentaires si
une offre à un prix curieusement bas est soumise. Ce renforcement du critère de
plausibilité a été vainement critiqué par le Conseil fédéral, représenté par Ueli Maurer
qui y voyait un fardeau bureaucratique supplémentaire. Enfin, un amendement de
Fabio Regazzi (pdc, TI) a été adopté par 108 voix contre 78. Un comportement contraire
à l’éthique est désormais un motif de révocation d’adjudication. Finalement, la
question des langues a été abordée. En effet, de nombreux objets (12.3739, 12.3914,
14.3872 et 14.3880) avaient pointé du doigt l’actuelle loi sur les marchés publics. Des
exigences minimales ont été fixées. Par exemple, toutes les langues officielles doivent
être acceptées pour les communications de soumissionnaires. 
La chambre du peuple s’est alignée sur le projet initial. Lors du vote sur l’ensemble, la
révision totale de la LMP a été validée par 184 voix contre 1 et 3 abstentions. La révision
permettra de s’aligner sur les exigences de l’OMC. La dossier part à la chambre des
cantons. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Im Gegensatz zum Nationalrat sprach sich der Ständerat in der Herbstsession 2022 mit
26 zu 14 Stimmen bei 2 Enthaltungen gegen eine Motion der WAK-NR aus, die mit einer
Anpassung des öffentlichen Beschaffungswesens darauf abzielte, Angestellte wirksam
vor Mobbing und sexueller Belästigung zu schützen. Damit folgte die Mehrheit des
Ständerats der Forderung seiner WAK und dem Antrag des Bundesrats, welche beide
die Notwendigkeit der Motion in Frage stellten; dies unter anderem, da der Schutz vor
Mobbing und sexueller Belästigung im Arbeitsgesetz bereits geregelt sei und es deshalb
keiner spezialrechtlichen Regelung bedürfe. Des Weiteren sei die Verordnung über das
öffentliche Beschaffungswesen, die bei Annahme der Motion geändert werden müsste,
erst seit dem 1. Januar 2021 in Kraft, weshalb eine Änderung zum jetzigen Zeitpunkt
vorschnell wäre, argumentierte Bundesrat Maurer. Gleichzeitig lehnte der Ständerat
auch eine weitere Motion der WAK-NR mit einem ähnlichen Anliegen ab (Mo. 22.3019). 6

MOTION
DATUM: 26.09.2022
VIKTORIA KIPFER
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